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IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 136 /68 URTEIL Verkiéindet am

20. Januar 1970
Kriegl,
Justizhauptsekretiir
als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Elektroinstallateurs Manfred B (N
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Beklagten und Revisionsklédgers,
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den Rentnex tranz ¥ NG
EQED Havs Nr. @,

Kldger und Revisionsbeklagten,

- ProgzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Prhr. von

-
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 20. Januar 1970 unter
Mitwirkung der Bundesrichter Dr. Weber, Dr. Bode,
Prof. Dr. NiiBgens, Sonnabend und Dunz

filr Recht erkannt:
Die Revision des Beklégten gegen das
Urteil des 9. Zivilsenats des Oberlandes-

gerichts Hamm (Westfalen) vom 28. Mai 1968
wird zuriickgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen dem
Beklagten gzur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der damals 64 Jahre alte Klidger befand sich am
4, Januar 1965 gegen 17,00 Uhr mit seinem Fahrrad auf
dem Heimweg von seiner Arbeitsstelle. ir kam aus der
vei SR (2uSerhalt des geschlossenen Ortsbereichs)
rechtswinkelig in die BundesstraBe 239 einmiindenden
LadestraBe der Bundesbahn und wollte auf der Bundes-
gtraBe seinen Weg nach links fortsetzen. Als er schon
auf der BundesstraBie fuhr, wurde er von hinten von dem
in seinem Volkswagen 1200 herankommenden Beklagten ange-
fahren. Er erlitt erhebliche Verletzungen.
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Der Kldger, der als Unfallfolge keine unmittelbare
grinnerunz an das Unfallgeschehen besitzt, behauptet,
er habe immer bei Erreichen der Bundesstrafle diese mit
seinem Rad zu FuB iiberquert und sel dann zur Weiter-
fahrt nach links wieder aufgestiegen; so miisse er es
auch am Unfalltage gemacht haben. Nachdem er bereits
an seinem rechten Fahrbahnrand aut der BundesstraSe
eine Strecke gefahren sei, habe ihn der Beklagte, der
mit einer Geschwindigkeit von wohl 80 km/h herangekom-
men sei, angefahren. ’

Mit seinem Zahlungs- und Feststellungsbegehren
erstrebt der Kldger Ersatz seines Vermdgensschadens
und ein angemessenes Schmerzensgeéld.

Der Beklagte behauptet, er sei mit 50 - 60 km/h
an die LadestraBe herangekommen. Der Kléger sei mit
seinem Fahrrad zundchst auf der linken Seite der Fahr-
bahn gefahren und dann pldtzlich in Schlangenlinien
nach rechts in seine, des Beklagten; Fahrbahn heriiber-
gekommen; trotz scharfen Bremsens - der Wagen hinterlie8
eine sichtbare Bremsspur von iiber 30 m Lidnge ~ habe er
den Unfall nicht mehr vermeiden konnen.

Das lLandgericht hat den bezifferten Anspruch dem
Grunde nach zur HElfte fiir gerechtfertigt erklidrt und
dem Feststellungsbegehren begziiglich des halben kinftigen
Schadens stattgegeben, im librigen aber die Xlage abge-
wiesen. Das Berufungsgericht hat dem Peststellungsbe-
gehren uneingeschrinkt stattgegeben und die Leistungs-~
anspriiche einschliefilich des Schmerzensgeldes fiir dem
Grunde nach voll gerechitfertigt erklért.
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Die Revigion des Beklagten erstrebt die VWiederher-
stellung des landgerichtlichen Urteils.

Entscheidungsgriinde:

I.

Das Berufungsgericht hat festgestellt, daB der
Kldger nach dem Unfall rd. 26 m von der Einmiindung
der LadestraBe entfernt gelegen hat. Im Ergebnis zu-
gunsten des Beklagten schéitzt es, daB der Kléger durch
den Aufprall etwa 5 m weit geschleudert worden ist und
daher der ZusammenstoB etwa 21 m von der Einmiindung der
LadestraBe entfernt stattgefunden hat. Indem das Beru-
fungusgericht ferner den von ihm festgestellten Beginn
der Bremsspur des Beklagten verwertet, errechnet es
- unter AuBerachtlassung der Sachversténdigengutachten,
well diese von anderen Entfernungswerten ausgehen -,
daB3 der Beklagte entweder den Klidger zu spdt erkannt
und beachtet oder zu spit gebremsi:kgte..Diese: .
Erwdgungen liegen durchweg im tatrichterlichen Bereich
und sind als solche dem Revisionsangriff entzogen.

1.) Die rechnerische Richtigkeit der Ausfiihrungen
des Berufungsgerichts wird von der Xevision nicht in
Frage gezogen. Die Darstellung des Beklagten, der Kliger
gsei beim ersten Auftauchen auf der BundesstraBe links
und {iberdies in Schlopgenlinien gefahren, hat das ange-
fochtene Urteil, obwohl es sie flir unglaubhaft h#lt, in
Betracht gezogen; dabel ist es aber ohne Rechtsfehler
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zu keinem abweichenden Ergebnis gelangt. Der Anblick
eines links und iiberdies in auffdlliger ¥Yeise fahren-

den Radfahrers hidtte den Beklagten nach der zutreffen-
den Erwidgung des Berufungsgerichts erst recht zu sofor-
tigzem Bremsen veranlassen missen, da er ihn nicht kurzer-
hand rechits iiberholen durfte. liberdies hidtte der Beklagte,
wie das beli dieser Sachlage das Berufungsgericht mit Recht
verlangt, ein Hupzeichen sbgeben miissen. Darauf, dafl er
dies vor Schreck unterlassen hate, kann sich der Beklagte
um so weniger berufen, als er nach der Feststellung des
Tatrichters bei genﬁgendef Aufmerksamkeit zu einer recht-
zeitigen Bremsung ausreichend Zeit gehabt hdtte, und als
AnlaB zur Abgabe dieses Hupgeichens nicht erst bestanden
hdtte, als der Kl&dger nach der Behauptung des Beklagten
unvermutet nach rechts heriiberkam.

2.) Das Berufungsgericht fithrt aus: Der Beklagte
habe selbst nicht behauptet, daB ihm der Kldger plotz-
lich und in nicht voraussehbarer Vieise vor den Wagen
gekommen sei. Es hat deshalb diese< Mdglichkeit nicht
in seine Beurteilung einbezogen.

Die Revision meint demgegeniiber, nach der Darstellung
des Beklagten gei der Kléger diesem in der Tat unvorher-
gehbar in den Weg geraten, da er durch sein Linksfahren
den Eindruck erweckt habe, er habe den von hinten heran-
kommenden Beklagten erkannt. Einen solchen Vorgang, mit
dessen Vortrag der Beklagte iibrigens seine Absicht zum
verkehrswidrigen Rechtsilberholen einrdumt, so daB er an
dem Auffahrunfall ohnehin nicht schuldlos hiétte sein k&nnen
hat das Berufungsgericht jedoch erkennbar nicht gemeint.
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Egs denkt vielmehr an die einzige Verlaufsmbglichkeit,

die den Beklagten zu entschuldigen vermdchte, daB ihm

der Klédger von rechts in einer Weise in die Fahrbahn
geraten wiére, die auch unter Beriicksichtigung der natiir-
lichen Spurunsicherheit eines langsam fahrenden Rad-
fahrers und der vom Berufungsgericht festgestellten
unregelmdfigen Fahrbahnbegrenzung nach rechts unvor-
hersehbar gewesen wire. Diesen ungewthnlichen Verlaufl
brauchte der Tatrichter allerdings nicht in Betracht

zu ziehen, da ihn der Beklagte selbst nicht behauptet hat.

Abgesehen von dieser Verlaufsmbglichkeit, die demnach
auBer Betracht tleibt, sind die Erwdgungen des Berufungs-
gerichts mit dem Ergebnis, daB den Beklagten in jedem Fall
ein Verschulden trifft, rechtlich unangreifbar. Nach ihnen
hdtte der Beklagte, als er des Kl#Hsers bei gehbriger Auf-
merksamkelt ansichtig werden muBte, den Unfall durch als-
baldiges Bremsen, zumindest durch ein Warnzeichen, oder
- falls der Kléger bereits vorschriftsméBig rechts fuhr -
durch Einhalten eines angemessenen Sicherheitsabstands
vermeiden kdnnen.

3.) Die Revision riigt, das Berufungsgericht habe abge-
sehen von den von ihm im einzelnen beriicksichtigten Verlaufs-
miglichkeiten nicht deren zahlreiche denkbaren Abwandlungen
in Betracht gezogen. Die Rlige geht fehl, weil allen in
Frage kommenden Abwandlungen nach den Feststellungen des
Berufunzsgerichts gemeinsam sein miiBte, dafl der Kléger
fiir den Beklagten, ehe er von dem Kraftwagen erfafit wurde,
mindestens so lange auf der BundesstraBe sichtbar gewesen
sein mufBl, wie ein nicht besonders schnell fahrender Radfahrer
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braucht, um eine Strecke wvon 21 m zuriickzulegen.
Hierauf stiitzen sich die fehlerfreien Berechnun. en
des Berufungsgerichts. Was die Revision im iibrigen
dagegen erinnert, enthédlt einen unzulidssigen Angriff
auf die tatrichterliche Viirdigung.

I1.

Das Berufungsurteil 1d8t auch insoweit keinen
Rechtsirrtum erkennen, als es ein Mitverschulden des
Klédgers an dem Unfall nicht bejaht.

1.) Seine fehlerfrei gewonnenen tatsiéchlichen
Feststellungen lassen die Moglichkeit offen, daB der
Kldger nach verkehrsrichtigem 2inbiegen in die Bundes-
straBe (mit oder ohne Absitzen vom Fahrrad) dort vor-
schriftsméfig auf seiner rechten FPahrbahnseite weiter-
gefahren und daB der Beklagte nur infolge seiner eigenen
Unaufmerksamkeit auf ihn aufgefahren ist. Diese ernst-
liche Moglichkeit schlieBt den Beweis éus, daf der Klager
sich schuldhaft verhalten hat.

2.) Die Revision meint, auf jeden Fall habe der
Klédger die Vorfahrt des auf der BundesstraBe daherkom-
menden Beklagten verletzt. Das Berufungsgericht habe
ilbersehen, daf sich daraus ein Anscheinsbeweis fiir das
Alleinverschulden, jedenfalls fiir ein Mitverschulden
des Kldgers ergebe. ‘

Dahei ilbersieht die Revision, daB das Berufungs-
gericht zwar im Zusammenhang mit der Prage nach dem
Verschulden des Beklagten mehrere Mdglichkeiten erwdgt,
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wie der KXiiiger entgegen seiner eigenen Darstellung ohne
Absteigen vom Rad in die Bundesstraie eingefahren sein
konnte, dal cs aber keine Feststellung dahin getroffen
hat, daB es sich so wirklich verhalten habte. War jedoch
der Kldger erst nach Ubergueren der BundesstraSe an
derem rechten Rande wieder aufgestiegen, dann stellte
sich die Frage nach der Vorfahrt nichi. Zs fehlt also
an der tatsiichlichen Grundlage fiir den von der Revision
in Anspruch genommenen Anscheinsbeweis.

Dr. Weber Dr. Bode Hifigens

Sonnabend Dunz



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	Sjim^straße


	I.



